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Amtliches Aerkündigungsölatt
für den

Bad . Amts - und Amtsgerichtsbezirk Durlach .
Bezugspreis bei Sonderbezug vierteljährlich 1 »E ohne Bestellgeld . — Preis der zweigespaltenen Zeile 25

Druck und Verlag von Adolf DupS in Durlach . — Fernsprecher Nr . 204 .

5 3 Mittwoch , den 27 . November 1918 .

Derordnung
Die Behandlung von Blindgängern betr .

Bus Grund des § 9 l> des Gesetze « über den Belagerungs¬
zustand rom 4 . Juni >8öt und ans Grund des veichsgefitzeS
vom 1l . Dezember I9 ! 5 (Reichs - Gesetzblatt 1915 Seite 813)
bestimme ich im Interesse der öffentlichen Sicherheit für di«

zum Großherzogtum Baden und zu den Hohenzollernschen
Landen (Regierungsbestrk Sigmar ngen ) gehörigen Gebiets¬
teile meims Befehlsbereichs einschließlich des oberbadischen
Etappengebiets das Folgende :

. 8 1 .

Es rst verboten , als Blindgänger niedergegongene A».

tilleriegcschosse oder Fliegerbomben zu berühren , auszugraben
oder sich in sonstiger Weise mit ihnen zu befassen

8 2.
Wer einen Blindgänger findet , ist verpflichtet , der nächsten

Zivil - oder Militärbehörde umgehend Anzeige zu erstaiten ,
we 'che — auch wegen geeigneter Bewachung bis zum Ein¬

treffen des Sprengkommandos — das Erforderliche ver¬

anlassen wird .
§ 3.

Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwiderhandelt ,
zuwiderzubandeln unternimmt oder zur Zuwiderhandlung
auffordert oder anreizt , wird , wenn die bestehenden Gesetze
keine höhere Freiheit « strafen bestimmen , mit Gefängnis bis

zu einem Jahr , bei Borliegen mildernder Umstände mit Hast
oder Geldstrase bis zu 1509 Mark bestraft .

8 4
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung

in Kraft .
Karlsruhe , den 25 . Oktober 1918 .

Der stellvertretende Kommandierende General des
LIV . Armeekorps :

Jsbert . General der Infanterie .

f Bekanntmachung
^ Nr . I - S99/10 . 18 . K . R . A..
betreffend Beschlagnahme , Höchstpreise , Melde - » ad Brrkonfl -

pflicht von Lederabfällen .
Vom 19. Oktober 1918.

Nachstehende Bekanntmachung wird auf Grund des Gesetze»
über den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1861 in Verbindung
nrit dem Gesetz vom 11 . Dezember ISIS , betresfeird Slbänderung
des Gesetzes über den Belagerungszustand (Reichsgesetzbl . S .
813) des Gesetzes , betreffend Höchstpreise vom 4. August 1914
(Reichsgesetzbl . S . 389 ) in der Fassung vom 17. Dezember
1914 (Reichsgesetzbl . S 518 ) in Verbindung mit den Bekannt¬
machungen über die Änderung dieses Gesetzes bom 21 . Januar
ISIS , 23 . Düürg 1916, LL. März 1917 und 8. Mai 1918 (Reichs -
gesetzbl . 1915 , S . 25, 1916 S . 183, 1917 S . 263 und 1918
S . 395 ) , ferner ^ auf Ersuchen des Königlichen Kriegsmini -
sterrums — auf Grund der Bekanntmachungen über die Si¬
cherstellung von Kriegsbedarf in der Fassung vom 26 . April
1917 (Reichsgesetzbl . S . 376 ) und 17. Januar 1918 (Reichs¬
gesetzbl . S . 37 ) , sowie der Bekanntmachung über Auskunfts -
Pflicht vom 12. Juli 1917 (Reichsgesetzbl . S . 604 ) und 11 . April
1918 (Reichsgesetzbl . S . 187) mit dem Bemerken zur allgemei¬
nen Kenntnis gebracht , daß Zuwiderhandlungen gegen

s ) die Höchstpreisbestimmungen gemätz der Bekanntmachung
gegen Preistreiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgesetzbl .
S . 306 ) .

d) die Beschlagnahmebestimmungen gemäß der Bekannt¬
machung über die Sicherstellung von Kriegsbedarf in der
Fassung vom 26. April 1917 (Reichsgesetzbl . S . 378 ),

«) die AuEunftspflicht gemätz der Bekanntmachung über die
Auskunftspflicht vom 12. Juki 1917 (Reichsgesetzbl . S .
«04 ) und . 11 . April 1918 (Reichsgesetzbl . S . 187) ,

4) die Derkausspflstht gemätz dem Gesetz , betreffend Höchst¬
preise vom 4 . August 1914 in der Fassung vom 17 . D »-

- entber 1914 (Reichsgesetzbl . S . 516 ) mit Wanderungen
dom 23 . März 1916, 28. März 1917 und 8. Mai 1918
(Reichsgesetzbl . 1916 S . 183. 1917 S . 253 und 1918 S . 305)

bestraft weiden , soweit nicht nach allgemeinen Strafgesetzen
höhere Strafen verwirkt sind . Auch kann der Betrieb des

Handelsgvweobes gemätz der Bekanntmachung zur Fernhaltung
» »zuverlässiger Personen vom Handel vom 23 . September
ISIS (Reichsgesetzbl . S . 666) untersagt werden .

§ 1 . Bon der Bekanntmachung betroffene Gegenständ «,
Kon dieser Bekanntmachung betroffen werden Lederrbfäll »

jeder Gcrbart und jeder Hermnft , einschließlich der aus dem
Ausland eingeführten .

kiS Lcberabfälle im Einve dieser Bekanntmachung gelte »
«Le vbftrllstücke und Stzän « von Leder , «inschließlich Falzspän «,
Blanchierspäne und Frasstaub , di« b«, dor Herstellung , Zürich .
1» ng, Verarbeitung öder Zertrilung «an G«der ,
Btz« , Lederabfaüen «ntsnVen .

Nicht betroffen von dieser Bekanntmachung Iverden Abfälle

von ungebrarrlteu und gebrauchten Ledertreibriemen , so'.uie

sonstige Altlederabsqlleß d. h . Lcderabsälle , die durch Zer¬

legung gebrauchter Gegenstände entstaiGen sind .

§ 2 . Beschlagnahme .
Di « nach Z 1 von der Bekanntmachung betroffenen Gegen¬

stände werden hiermit beschlagnahmt .
Nicht betroffen von dieser Beschlagnahme sind diejenigen Le-

derabfälle , welche .
1. in den Betrieben der HeereS - und der Marineverwäl -

tung .
» . in den dem Überwachungsausschuß der Schuhindustrie

unterstellten Schuhfabriken
ansallen .

§ 3. Wirkung der Beschlagnahme .

Die Beschlagnahme hat die Wirkung , daß die Vornahme von

Veränderungen an den von ihr berührren Gegenständen ver¬

boten ist und rechtsgeschäftliche Verfügungen über sie nichtig

find . Den rechtsgeschaftüchen Verfügungen stehen Verfügungen

gleich , die im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvoll -

ziehung erfolgen .
§ 4 . BeränderungSerlaubniS .

Trotz der Beschlagnahme sind folgende Veränderungen er¬

laubt :
l . Zum Zwecke der Sortierung :

a) in den zugelassenen ' Sortierbetrieben die Zerlegung
der Lederabfälle , soweit sie zur sachgemäßen Sortie¬

rung in die Gruppen und Sortimente der Preistafel
des 8 8 erforderlich ist,

d ) in denjenigen Betrieben , in denen Lederabfälle an¬

fallen , die zur Sortierung gehörige Zerlegung , sowie

die etwa erforderliche Zurichtung .

s . Zum Zwecke der Fettrückgewinnung :

die Entfettung fetthaltiger Manckierspäne durch die¬

jenige Gerberei , in weicher sie anfallen , im eigenen Be¬

triebe oder in ihrem Aufträge durch einen anderen Be¬

trieb im Lohn , sofern die Gerberei die zurückgewonnenen
Fettmengen monatlich der Kriegsleder - Miengesellschaft ,
Berlin IV 9, Budapester Straße 11/12 , meldet und aus¬

schließlich im eigenen Betriebe nach Anweisung der

Driegsleder -Aktiengesellschast verwendet * und sofern die

Rückstände nach der Entfettung der Ersatzsohlen -Gesell -

sthaft oder der von ihr bestimmten Stelle angeboten wer¬

ben .
3 . D « Verarbeitung der Lederabfälle in denjenigen Be¬

trieben , welchen die Verarbeitung von der Kriegs -Roh¬

stoff-Abteilung des Königlich Preußischen KriegSministe -

riums , der Reichsstelle für Schuhverforgung , Berlin

7V 8, Kronenstvaße 50/62 , der Kontrollstelle für frei¬

gegebenes Leder , Berl ' n IV 66 , Leipziger Straße 123a ,
der Erfatzsohlen -Gesellschast m . d . H ., Berlin 8W 48,

Wilhelmstraft : 8 , der Riemen -FreigolbeTStelle , Berlin

W 36 , Potsdamer Straße 122a/b , oder der Kriegsleder «

Mtiengesellschaft in Berlin W v, Budapester Straße

11/12 , besonders gestattet ist.

Lederstückep

' Nltlederabfälle werden von der Bekanntmachung der

Reichöstelle fiir Schuhverforgung über den Verkehr mit getra¬

genen Schuhwaren , Altleder und gebrauchten Waren aus Leder

vom 80 . März 1918 (Reichsanzeiger Nr . 76) betroffen ; Abfälle

von Leder -Treibriemen werben von der Bekanntmachung Nr .

400/1 . 17 . K .R .A . , betreffend Beschlagnahme und Bestands¬

erhebung von Treibriemen vom 15. März 1917 betroffen .

Danach sind Abfälle von gebrauchten Leder -Treibriemen , soweit

fte nicht gemäß 8 4 der Bekanntmachung Nr . b . 400/1 . 17.

K .R .A . zur Wiederherstellung und Ausbesserung von Treib¬

riemen im eigenen Betriebe verwendet werden , an die Ersatz¬

fohlen -Gesellschaft abzuführen ; für Abfälle , welche bei der Ver¬

arbeitung von Leder zu Treibriemen entstehen , gelten die

Bestirmnmlgen der vorliegenden Bekanntmachung .

r Die Zulassung der Sortierbetriebe erfolgt durch die Ersatz -

fohlem -Gesellschast m . b . H . , Berlin 31V 48, Wilhelm,stratze 8,

mit Zustimmung der zuständigen Aufsichtsbehörde . Die Liste

der zugelassenen Sortierbetricbe ist bei der Ersatzsohlen -Gesell -

fchaft erhältlich und wird in der Fachpresse bekanntgsgeben .

' Di « KriogÄeder -Akftengesellschafi gibt die Meldungen an

den Kriegsausschuß für pflanzliche und tierische Ole und Fette ,

Berlin dllV 7, Unter den L nden 68, weiter . Eine besondere

Meldung gemäß Bundesratsverordrrung dom 16. Februar

1917 (Reichsgesetzbl . S . 137) und Ergänzung dazu vom 14 . De¬

zember 1917 (Reichsgesetzbl . S . 1103) an den Krieg Sausschutz

erübrigt sich. Der KriegsauSschutz hat auf Übernahme der

im Rahmen dieser Bestimmung gawonneneu Fette verzichtet .

Di « » ach der Entfettung verbleibenden Rückstände unter -

«- «« - «, allgemeinen Bestimmungen dieser Bekanntmachung .
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j s . BerfügnnsSeriaubni».
Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung uab Abliefe¬

rung der Ledevabfälle erlaubt :
1 . au die von der Reichsstelle für Schuhpeoso -rgsung be¬

stimmten Stellen , insbesondere an die zugelasse « « Gor-
tievbetriLbe' ;

2 . bei den sortierten chromhaltigen Abfällen die r» der
Preistafel des Z 8 unter Nr . V, e, VI , IX und XXI
aufgeführten Sortimente nur an die KriegSieder-Nktien -
gefcllschaft ober mit deren Genehmigung an eine ande«
Stelle ;

Z . bei Abfällen von Leder, daS zur Herstellung vo« Leder-
treibricmeick und anderen technischen Lederartikel« be¬
stimmt ist ausschließlich mit Genehmigung der Nie men-
Freigabe -Stelle ;

4 . nach Maßgabe der Bedingungen der Kontrollstelle für
freigegebenes Leder bei denjenigen Ledcoabfällen, Ne i«
Leder- Kti'inhandlungen beim Zerteilen von solchem Le¬
der entstehen, für welches di« Bediluzungen der Kv«troll -
stellc für sreigegctbenes Leder gelten.

8 6 . Meldepflicht.
Die gemäß ß 2 dieser Bekanntmachung beschlagnahmte»

Gegenstände, welche nicht binnen 2 Monaten nach
"

Inkraft¬treten dieser Bekanntmachung oder irach Anfall oder Ecwerb
veräußert ober der Erfatzfohlen-Gesellschaft zum Höchstpreis
angeboten sind , siiH von denjenigen Personen , welche solche
Gegenstände im Gewahrsam haben , zu melden, sobald der Ge-
samtbestand an Lctderabsäüen falle Arten zusammenzerech-
net ) mehr als IM Kilogramm beträgt .'

Die Meldungen sind bezüglich chromhaltiger Abfälle an dir
Kriegsltder -Mtiengesellschaft, im übrigen an die Ersatzsolst -n-
Gesellschaft mnerHatb einer Woche nach Eintritt der Melde¬
pflicht auf Vordrucken einzureichen, welche bei diesen Gesell¬
schaften cmgufoädern sind ,

ß 7 . Höchstpreise .
1 . Für nicht meldepflichtig (8 6) gew « rRe » c

Abfälle .
Beim Verkauf von Abfällen, die nach den in der Preistafeldes 8 8 angegebenen Gruppen und Sortimenten sortiert sind ,darf der VerkarrfZprchs die in der Preistafel angegebenen

Preise nicht übersteigen.
Für unsortierte Ledevabfälle ist per Höchstpreis gleich der

Gesamtsumme , Weiche sich nach der Sortierung unter Berech¬
nung der Höchstpreise für die einzelnen in der Preistafel an¬
gegebenen Gruppen und Sortimente ergibt , abzüglich der
Kosten der Sortierung und der Verbringung zur Sortieranstalt .2 . Für meldepflichtig ( 8 6) gewordene Abfälle .

Beim Verkauf von Abfällen, die nach den in der Preistafel
des 8 8 angegobenen Grrippen und Sortimenten sortiert und
näch § 6 meldcpftichtig geworden sind , beträgt der Höchstpreis
80 vom Hundert der in der Preistafel angegebenen Preise .

Für die nach Z 6 meldepflichtig gewordenen unsortierten
Ledevabfälle ist der Höchstpreis gleich 80 vom Hundert der
Gesamtsumme , welche sich nach der Sortierung unter Berech¬
nung der Höchstpreise für die einzelnen in der Preistafel an¬
gegebenen Gruppen und Sortimente ergibt , abzüglich der
Kosten der Sortierung und der Verbringung zur Gortier -
anschttt.

8 8 . Preistafel .
Gruppe X bedeutet : Abfälle von Scchl-, Bache - und Bsand -

söhlleder, Treibriemen - , Manschetten- und Gleitschutzleber .
Gruppe l? bedeutet: Abfälle von Ober - und Futterleder aller

Art und Gerbung , sowie Fettgarleder . (Für Abfälle von Leder
reiner Chvomgcäbung und von Glacsleder mit Ausnahme der
im 8 6 Ziffer 2 genannten , an die Kriegsleder -Mtierigesell-
fchast abzuführenden Abfälle tritt «in Aufschlag von M vom
Hundert ein .)

Gruppe L bedeutet: Abfälle von Blankleder jeder Geckpart
und Zurichtung.

Gruppe O bedeutet : Abfälle von Transparentleder .
Preise in Mark uud Pfennig für 1 Kilogramm Nettogewicht.
' Die Reichsstelle für Schuhvevsovgunq läßt solche Stellen

« usschücßlich durch die Erfatzsohlen-Gesellschaft bestimmen.
° Über Abfälle von fertigen Ledertreibriemen s . An¬

merkung zu 8 1 -' Die rechtzeitige Veräußerung der Ledevabfälle 8egt nicht
nur im kriegS - und volkswirtschaftlichen Interesse , sondern
auch im Interesse des Eigentümers , weil gemäß 8 7 Ziffer 2
für meid pflichtig gewordene LederNtzfalle eine Preisminde¬
rung von 30 »mn Hundert eintritt .

Gruppen :

Sorti¬
ment Beschreibung A 8 e o

r Stücke von Kopf, Klauen , Bauch 3,2lI 4.M) 3,8c) 2,50
und Schwanz, sowie ähnliche Ab¬
fallteile , deren Mindestgröße 150

ge¬
walzt
3.« )xIOO mm überschreitet, ohne

Schnitzel (beschnittene Ware) walp
ii . Abfälle von über 70x100 bis zu

100x150 mm, ohne Schnitzel (be¬
schnittene Ware) . 3,oc 2,6( i .vo
») Kern .
b) nicht Kern .

f. m . Abfälle von über 40x40 bis zu
X 70x100 mm, ohne Schnitzel (be¬

schnittene Ware) . ..> — 1,20 1,76 1 .0»
») Kern - - . — — —

Kern, jedoch nur bei Fahlleder
und Mastkalbleder . . . . 1,76 — _

d) nicht Kern . . . l,50 — —
nicht Kern, jedoch nur bei Fahl¬
leder und Mastkalbleder . . — 1,00 —

IV. Abfälle von über 20x20 . bis zu40x40 mm, ohne Schnitzel . . 0,30 0,40 0.5»
Kern . — — - -
Kern , jedoch nur bei Fahlledcr
und Mastkalbleder . . . . — '

l,00 —
K) nicht Kern . 0,80 — . - —

nicht Kern, jedoch nur bei Fahl¬
leder und Mastkalbleder . . — 0,60 — —

V Abfälle bis zu 20x20 mm .
s) mit Ausschluß der chrom- unb

fetthaltigen . . . . . . . 0 .20 0 .20 O.sS
t>) fetthaltige . — 0,40 0,20
c) chromhaltige, lufttrocken . . 0,16 0. 16 0,16

« . Brennleder , Frässtaub , Lederkeh-
richt , Schärfschmtzel und Rück¬
stände entfetteter Abfälle . . 0,16 0,16 0,16 —

VH. Abfälle von Spalten in Durch-
schuittsstärte von Ift , mm und
mehr und Mindcstgröße' von
100x150 mm . 2,00 2,00 2,00 —

VIII . Abfälle von Spalten unter 1 ' /, m«
Durchschnittsstärkesowiealleunter
100x150 mm Größe . . . . 0,75 0,75 0,75

n . Spaltschmtzelu . Riemenschärfstücke ,
letztere unter 30 mm Breite . . 0,20 0,20 0.20 —

X Blanchierspäne
- ) von lO bis 20 °/° Fettgehalt 0,30 0,3 , H30 —
b) über 20 °/, Fettgehalt . . . 0,65 0,6 0.6Z —

XI . Kappenstreifen , auch Schärfkeder
über 12 mm Breite , Originalgröße IM — — —

XII . Kappe»streifen, auch Schärfkeder
von 10 bis 12 mm Breite . . . 0.60 - ' — —

XIII Streifen von über 10 x 500 m« . 3,50 0,75 4,' X> —
XIV . Streifen v . mindestens 10 x 150mm

bis zu 10 x 500 mm . . . . 1,40 1,25 2,00 —

XV . Klopfpeitschenstreifen von min--
bestens 350 mm Länge . . . 1,00 1,00 1,00 —

XVI . Streifen in Mindestgröße von -
4 x 100 mm . 0,50 0,40 0,40 —

XVII , Schärfstücke von über 100 mm Breite 3,50 — — —

XVIII Schärfstücke
- > von 30 bis 60 mm Breite . . 0.6G — 0,60 —
b> über 60 bis 100 mm Breite . 1,40 — 1.40 —

XIX . Abstiche aus der Manschettenfabri-
kation . — — —

XX . Chromleder-Falzspäne mit einem
Wassergehalt bis 20 °/, ' . . . 0,IS 0,19 0,1V - -

XXI . Alaungare Abfälle von Haar -Kalb-
leder und Haar -Ziegenleder
») in Größe von mehr al»

40 x 40 mm, ohne Schnitzel
(beschnittene Ware ) . . , . 1,6» ft

b) bi« 4» X 40 . ttz4S
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8 9. Mengenfeststellungen und Zahlungsbedingungen .
1 . Die Höchstpreise schließen die Kosten zweimonatiger La¬

gerung nach dem Verkauf und die Kosten des Einsackens, oder
sonstigen Verpackens und der Beförderung nach dem nächsten
Güterhahnhof bezw . Postamt oder bis zur nächsten Schiff- lade-
stelle , sowie di« Kosten der Verladung und die Umsatzsteuer
«in.

2 . Stellt der Verkäufer zum Verpacken eigen« Säcke zur
Verfügung , so darf er neben dem Höchstpreis ein« Gebühr
für Miete und Abnutzung berechnen, welche insgesamt 4 Pien -
nig für je 1 Kilogramm Ledevabfälle und für jeden angefan¬
genen Monat seit Empfang nicht übersteigen darf . Der Ver¬
käufer darf sich eine unverzinsliche Sicherheit von je 3 Mark
für den Sack vor Absendunq der Ware vom Käufer stellen
lasten.

3 . Di« Höchstpreise gelten für Barzahlung bei Empfang .
Wird der Kaufpreis gestundet, so dürfen bis zu 2 vom Hundert
Jahreszinsen über ReichslbankdiLkont hinzugeschlogen werden.

4 . Die Preisberechnung hat nach dem Gewicht zu erfolgen .
Maßgebend ist im Kve 'fel das amtlich festgestellte Verlade-
goaicht nach Abzug des Getvichies etwaiger Verpackung .

Für die Berechnung von Chromlederfalzspänen und Cbrom-
lederschmtz « n ist im Zweifel das bahnamtlich festgestellte Ge¬
wicht nach Abzug de ? G .wichts etwaiger Verpackung und die
Beschaffenheit am Bestimmungsort zur Zeit der Auskunft maß¬
gebend,

8 10. BerkanfSpflicht.
Alle Besitzer der von den Höchstpreisen dieser Bekanntmachung

betroffenen Gegenstände werden hierdurch aufgefordert , sie den
am § 5 genannten zuständigen Stellen auf deren Verlangen
zu den festgesetzten Höchstpreisen zu verkaufen?

8 11 . Geltungsbereich der Höchstpreise .
Die Höchstpreise gelten nur für die Verkäufe und Lieferun¬

gen bis zur Ablieferung der Gegenstände an die Ersatzsohlen-
Eesells f>aft , die Kriegsleder-Aktiengcscllschaft, die Riemen-
Freigabe -Stelle oder die von diesen bszeichneten Stellen .

8 12 . Ausnahmen .
Ausnahmen von dieser Bekanntmachung können, soweit sie

sich aus Höck»f">pre
'
se beziehen, von dem Unterzeichneten zustän¬

digen Militärbesehlsh -Aer , im übrigen von der Reichsstell«
für Schuchversorgung bewilligt werden.

8 13. Anfragen und Anträge .
Anfragen und Anträge sind
») soweit sie sich auf Abfälle beziehen, die bei der Verarbei¬

tung von Leder entstehen, das zur Herstellung von Leder-
treiibremen und anderen technischen Lederartikeln be¬
stimmt ist, an die Riemen -Freigabestelle , Berlin IV 35,
Pot -Idamer Straße 122a/b ,

d) soweit sie sich auf die im 8 8 Ziffer 2 der Bekannt¬
machung genannten Abfälle beziehen, an die Kriegsleder -
Akt engäsellschaft , Abteilung Chemikalien, Berlin W 9,
Budapester Straße 11/12,

c) im übrigen an die Ersatzsohlcn-Gesellschaft , Berlin
8bV 48 , WilhelrNstraße 8 , zu richten.

8 14 . Inkrafttreten .
Diese Bekanntmachung tritt am 19. Oktober 1918 in Kraft .
Karlsruhe , den 19. Oktober 1918 .

Der Stellvertretende Kommandierende General :
Jsbert , General der Infanterie .

' Auch Abfälle mit höherem Wassergehalt werden von der
Kriegslcder - Aktiengefellschaft käuflich übernommen , allerdings
zu entsprechend niedrigeren Preisen .

' Wer dieser Aufforderung nicht nachkommt , kann mit Ge¬
fängnis bis zu einem Fahr und mit Geldstrafe bis zu 10 OM
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft «werden. Neben
der Strafe kann auf Einziehung der Gegenstände, auf die sich
d e f'va '

ch'-re Handlung bezieht , erkannt werden, ohne Unter¬
schied, ob sie dem Täter gehören oder nicht .
- - - ._ r - - >- - t . _

Rrichf-Brrordru ig über Erwerbsloscnfürsorge.
Vom 13. November 1918 .

Auf Grund des Erlasses des Rates der Volksbeaustragiei»ckber di« Errichtung des Reichsamts für die wirtschaftliche
Deurobilmachung (Demobilmachungsamt ) vom 12. November
4V18 wird verordnet , was folgt :

8 1-
Zur Unterstützung von Gemeinden oder Gemeindeverbän.he» auf dem Gebiete der Erwerbslosenfürsorge werden ReichS-mittel bereitgestellt .

8 s.
Die Gemeinden find verpflichtet , eine Fürsorge für kr-

werbslose einzurichten , der sie nicht Pen Nechtscharcckter der
Armenpflege beilegen dürfen .

- . 8 3.Gemmnden , die trotz eines vorhandenen Bedürfnisses keine«der keine genügende Erwerbslosenfürsorge einrichten, wer»Ae» dag» den her Kominunalaujfichtsbehörd » »der von d«

seitens der Landeszentralbehörde hierzu bestimmten Behörde
angehalten , diese können die dazu notwendigen Anordnungen
für Rechnung der Gemeinde treffen , sie können auch bestim¬
men , daß ein weiterer Gemeindeverband eine Gemeinde inr
Falle ihrer Leistungsunfähigkeit zu unterstützen oder die Für¬
sorge zu übernehmen hat .

8 «.
Der Gemeinde oder dem Gemeindeverbande werden von

dem Gesamtaufwands für die Erwerbslosenfürsorge vom
Reiche sechs Zwölftel und von dem zuständigen Bundesstaatevier Zwölftel ersetzt . Die Reichsregieruug oder die von ihr
bestimmte Behörde kann für leistunasschwache Gemeinden oder
für einzelne Bezirke eine Erhöhung der Reichsbeihilfe bewil¬
ligen . Soweit auf Grund der Bestimmungen vom 17 . Dezem-
ber 1614, betreffend Kriegswohlfahrtspflege , und der dazu
beschlossenen Nachträge erhöhte Reichsmittel für eine EiwerbS «
losenfürsorge l «willigt sind , verbleibt es bei diesen bLewil-
ligungen . '

8 S.
Zuständig für die Gewährung der Erwerbslosenfürsorge ist

die Gemeinde des Wohnorts des Erwerbslosen oder der Ge-
meindeverband, in dessen Bezirk der Wohnort belegen ist,
Kriegsteilnehmer sind unbeschadet einer vorläufigen Vorschuß,
weisen Unterstützung in ihrem Aufenthaltsort in dem Orte
zu unterstützen, in dem sie vor ihrer Einziehung zum Heere
gewohnt haben.

Personen , die während des Krieges zur Ausnahme von Ar¬
beit in einen anderen Ort gezogen sind, soll -n möglichst in
den früheren Wohnort zurückkehren und sind nach ihrer Rück¬
kehr in dem früheren Wohnort zu unterstützen.

Freie Fahrt zur Reise in den früheren Wohnort ist von
her Gemeinde des letzten Wohnorts aus Mitteln der Erwerbs -
lchensürsorge zu bewilligen.

8 6-
Die Fürsorge soll nur arbeitsfähigen und arbeitswilligenüber 14 '

Jahre alten Personen , die infolge des Krieges durch
Erwerbslosigkeit sich in bedürftiger Lage befinden, gewährtwerden . Eine bedürftige Lage ist vorbehaltlich der Bestim-
mungen in 88 11 - 12 nur anzunehmen , wenn» die Einnahmendes zu Unterstützenden einschließlich der Einnahmen der in
seinem Haushalt lebenden Familienangehörigen infolge gänz¬
licher oder teilwe 'ser Erwerbslosigkeit derart zurückgegangen
sind , daß er nicht mehr imstande ist, damit den notwendigen
Lebensunterhalt zu bestreiten.

8 7.
Weibliche Personen sind nur zu unterstützen, wenn'

sie auf
Erwerbstätigkeit angewiesen sind .

Personen , deren frühere Ernährer arbeitsfähig zurück¬
kehre it, erhalten keine Erwerbslosennnterstützung .

8 8.
Erwerbslose find verpflichtet, jede nachgewiesene geeignete

Arbeit auch außerhalb des Berufs und Wohnorts , namentlich
in dem früheren Beschäftigungsart und dem vor dem Kriege
bewohnten Orte sowie zu gekürzter Arbeitszeit , anzunehmen ,
sofern für die nachgewicsenc Arbeit angemesseerortsüblicher Lohn
geboten wird , die nachgewieseneArbeit die Gesundheit nicht schä¬
digt, die Unterbüngung sittsich bedenkenfrei ist und bei Ver¬
heirateten die Versorgung der Familie nicht unmöglich wird .
Freie Fahrt zur Reise in den Beschäftigungsart ist von der
Gemeinde des letzten Wohnorts aus Mitteln der Ertverbslosen -
fürsorge zu bewilligen.

8 S.
Art und Höh- der Unterstützung, die Feststellung einer kur¬

zen Wartezeit von höchstens einer Woche für die Erwerbslosen
mit Ausnahme der Kriegsteilnehmer , die Weiterzahlung der
Krankenkaffenbeiträge ist dem Ermessen der Gemeinde <Ä«r
des Gemeindeverbandes überlassen. Es ist jedoch für eine
ausreichende Unterstützung, die mnrdestens den nach der Reichs- "
vcrsicherungsoodnung festgesetzten und nach der Zahl der Fa¬
milienmitglieder für den Ernährer einer Familie angemessen
zu erhöhenden Ortslohn erreichen mutz , zu sorgen ; an Stelle
von Geidunterstützung können auch Sachleistungen (Gewährung
von Lebensmitteln , Mietsunterstützung und dergleichen ) treten .
Für Kriegsteilnehmer darf eine Wartezeit nicht festgesetzt
werden.

Erreichen Arbeitenhmer infolge vorübergehender Einstellung
oder Beschränkung der Arbeit in einer Kalenderwoche die i«
ihrer Arbeitsstätte ohne Überarbeit übliche Zahl von Arbeits¬
stunden nicht , so erhalten sie für die ausgefallenen Arbeits¬
stunden Erwerbslosenunterstützung , sofern siebzig vom Hun¬
dert ihres regelmäßigen Arbeitsverdienstes den doppelten Un »
terstützungsbetrag im Falle gänzlicher Erwerbslosigkeit nicht
erreichen. Der fehlende Belag ist als Erwerbslosenunter -
stützung zu zahlen.

8 10.
Die Gemeinden oder Gemeindeverbände können hi« Er -

werbslosensürsorge von weiteren Voraussetzungen (Teilnahme
an der Allgemeinbildung dienenden Veranstaltungen , sachlicher
Ausbildung , Besuch von Werkstätten und Lehrkursen und der¬
gleichen ) , insbesondere für Jugendliche , Trbhängig machen .

Sie können bestnnmte AusschliehungSgründe für den Bezug
der Erwerbslosenfürsorge (Mißbrauch der Einrichtung ^ i -bt -
defolgung der Kontrollvorschriften und dergleichen ) fepsetze» .

8 11 -
Kleinerer Besitz (Spargroschen , Wohnungseinrichtung ) darf

Mr dir Beurteiiüvg der Bedürftigkeit nicht in Betracht gez»-
werten.
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z 12.
Unterstützungen, die der Erwerbslose ans Grund ebener

»der fremder Vorsorge bezieht, sowie Rentenvezüge dürfen c»'
die dun der Gemeinde oder de^n Gemeindaveckbande zu gew
reiche Beihilfe nur soweit ungerechnet wenden , als die Er -
wcrbsloiemiuterslützung und sonstige Unterstützungen und
Renlenbczüge zusamnien den vierfachen OrtSlohn übersteigen.
Auznrcchnen sind auch Zinsen von Spargroschen und der»
greichcn .

8 13.
Für die Durchführung der ErwerbZlosenfö.vsorge sind Für «

sorgeausschüsse zu errichten, zu denen Vertreter der Arbeit¬
geber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl hinzugezogen wer¬
ten müssen .

Tie Fürsorgeuusschüsse entscheiden über Streitigkeiten in
Angelegenheiten der Erwerbslosenfürsorge .

Uber Beschwerden entscheidet die Kommunoiaufsichts-behörde
endgültig .

» 8 t4.
Auf Antrag einer Arbcitnehmerorganisatlon ist die AuS-

zahlung der Erwerbslosenunterstützung und die Kontrolle der
Erwerbslosen der betreffenden Organisation zu übertragen ,falls sie

1 . ihren Mitgliedern satzungsgemäsi eine Erwerbslosen »
(Arbeitslosen- ) Unterstützung gewährt ,2 . « usreichende Gewähr dafür bietet , daß die Auszahlungder Unterstützung und die Kontrolle der Arbeitslosen
»rdnurigsinügig erfolgt .

§ 1ö .Bestimmungen bestehender C ^verbIlosenfürsorgee -nrichtun-
zen, die für die Erwerbslosen günstiger sind, als die vorstehen¬den, such aufrecht zu erchaUen.

8 is .
Gemeinden und Gemeindeverbände haben Anträge auf Er¬

stattung der Kosten durch Vermittlung der höheren Verwal¬
tungsbehörden bei d"n Landeszentralbehörden zu stellen . Diesemelden die Anforderungen sauste Anträge auf Bennlliguirgenfür jeden Monat bis zum IS . des folgenden Monats beim
Reichskanzler (Re chsschatzamt ) an .Der Reichskanzler (Reichsschatzamt) hat einzelnen Bundes -
stauten auf Ansuchen Vorschüsse auf den Bedarf eines Mo¬nats zu gewähren.

— _ 8 17 -Die LardeSzeutralbehörde kann Ausführungsvorschriften zudieser Verordnung erlassen. Sie kann bestimmen, daß füreinheitliche Wirtschaftsgebiete der gleiche von ihr festzusetzendeOrtslohn zu gelten hat.
8 18-

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verbündung in
Kraft und gilt bis spätestens -ein Jahr nach dem Tage der
Verkündung . Die Neichsregiernng oder die von ihr bestimmte
Dehöode kann einen Zeitpunkt des Außerkrafttretens bestiin-men .

Berlin , den 13 . November 1918 .
veichsamt für die wirtschaftliche Demobilmachung. ,

Koeth .

Badische Vollzngs- Berordnimg.
Erwerbslosenfiirsorge bctr .
Vom 19. November 1918.

Zum Vollzüge der Verordnung des NeichSamteS für die
wirtschaftliche Demobilmachung über Erwerbslosenfürsorgevom 13. November 1918 (Reichs-Gesetzbl. S . 1395 wird ver¬ordnet , was folgt :

8 1 -
Kommunalaufsichtsbehörde nach § 3 der Reichsverordnung

ist :
wenn eS sich uin Gemeinden oder Gemeindeverbände inner¬

halb desselben Amtsbezirks handelt , das Bezirksamt ;wenn sich der Geineindcverband über das Gebiet des Amts¬
bezirks hinaus erstreckt, der Landeskommissär und , falls hier¬
nach die Zuständigleit mehrerer Lnndeskommissäre in Fragekommt , das Ministerium für soziale Fürsorge . Der weitere
Gemeindeverband iin Sinne des- 8 3 der Reichsverordnung, ist,falls nicht ein besonderer Gemeindeverband gebildet wird, derKreis .

Kommunalanfsichtsbehörde nach H 18 Abs . » der ReichSver -
«rdnnng ist in allen Fällen das Bezirksamt .

Höhere.Verwaltungsbehörde nach tz 16 der Reichsverordnung
ist das Bezirksamt .

Verwaltnngsgerichtliche Klage gegen die Anordnungen der
Kommunalanfsichtsbehörde nach 8 3 der Reichsverordnung ist
ausgeschlossen .

8 2.
AufBeschwerden aus § 14 der Reichsverordnung entscheidetsas Ministerium für soziale Fürsorge unter Ausschluß der

»erwaltungsgerichtlichen Klage endgültig .
8 8-

Die Frist für Beschwerden nach 8 3, IS Abs . st, S und § 14
-er Reichsverordnung beträgt eine Woche:

8 «
Organe der Erwerbslosenfürsorge in Bade» find :
1 . die Ortsstellen ,>. die Bezirksstelleig
S. die Landesstelle .

§ s .
Die Leiter der Ortsstellen der Erwerbslosenfürsorge sind

die Bürgermeister oder die vom Gemeinde- (Stadt -)rat bo-
^immten Stellen .

Die OrtSsielle hat die Aufgabe :
1 . sich über die Lage des Arbciismarktes im Bezirk der

Gemeinde zu unterrichten und Notstandsarbeiten cmzu -
. regen,
I . die offenen Stellen in der Gemeinde zu sammeln und

für deren Besetzung durch Erwerbslose der Gemeinde zu
sorgen,

S. die durch Ortsansässige nicht zu besetzenden offenen Stei¬
len der Bezirksstelle zu melden,

- 4 . die Anträge auf Bewilligung der Erwerbslosensürsorge
entgegenzunehmen , zu verbescheiden und die Erwerbs¬
losenunterstützung anzuweisen,

5. die Erwerbslosen zu kontrollieren und ihnen Arbeit im
Orte oder mit Hilfe der Bezirksstelle außerhalb des
Ortes nachzuweisen.

Die Auszahlung der Unterstützung und die Kontrolle (Zif¬
fer 4 und o ) erfolgen durch die Ortsstclle nur soweit, als nicht
nach 8 14 der Reichsverordnung eine Arbeitnehmerorganisa¬
tion damit beauftragt ist.

8 6.
Bezirksstellen der Erwerbslosenfürsorge sind die bisherigen

Hilfsdienstmeldestellen der Amtsstädte ; Bezirksstellen im Amts¬
bezirk Konstanz sind die bisherigen Hilfsdienstmeldestellen
Konstanz , Radolfzell und Singen , jeweils für die ihnen zuge-
tcilten Gemeinden .

Die Bezirksstelle hat die Aufgabe:
1 . sich über die Lage des Arbeitsmarktes im Bezirke zu

unterrichten ,
L . die offenen Stellen im Bezirk zu sammeln und für deren

Besetzung durch Erwerbslose des Bezirks im Wege der
Arbeitsvcrmittelung zu sorgen,

S . die nicht durch Bezirkscmsassige zu besetzenden Stellen
der Landesstelle zu melden,

4 . in dem Bezirk nicht unterzubringende Erwerbslose, die
außerhalb Arbeit oder Stellung annehmen können, der
Landesstelle zu melden.

8 7.
Die Landesstelle der Erwerbslosenfürsorge steht unter der

Leitung des Vorsitzenden des Verbandes badischer Arbeitsnach¬
weise und hat ihren Sitz in Karlsruhe .

Die Landcsstelle hat die Aufgabe:
1 . sich über die Lage des Arbeitsmarktes im ganzen Land

zu unterrichten ,
L. auf Grund der Meldungen der Bezirksstellen eine oder

mehrere Stellenlisten herauszugcben ,
3 . den Bezirks - und Ortsstellen bei der zwischenörtlichen

Arbeitsvermittlung an die Hand zu gehen,
4 . mit Zustimmung des Fürsorgcausschnsses Richtlinien fär¬

bte Geschäftsstelle aufzustcllen und Entscheidungen über
die Auslegung der Vorschriften zu treffen .

8 8.
Bei jeder Ortsstelle und bei der Landesstelle ist ein Für¬

sorgeausschuß zu errichten.
8 9.

Der Fürsorgcausschuß der Ortsstelle besteht auS dem Leiter¬
der Ortsstelle und aus vom Gemeinde- (Stadt - )rat zu ernen¬
nenden Mitgliedern und zwar je zur Hälfte aus dein Kreise
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer .

Der FnrsorgeauSschuß überwacht und unterstützt die Tätig¬
keit der OrtSsielle ; er trifft die in 8 13 Abs . 2 der Reichs -
Verordnung vorgesehenen Entscheidungen.

Im Falle der Übernahme der Erwerbslosenfürsorge durch
einen weiteren Gemeindeverband (Z 3 der Reichsverordnung )
bestimmt das Bezirksamt die Gemeinden, in denen OrtS -
stellen zu errichten sind .

8 io.
Den Fürsorgeausschuß der Landcsstelle bildet der Ausschuß

des Verbände - badischer Arbeitsnachweise, zu dem noch als
stimmberechtigte Mitglieder hinzutreten :

ein Vertreter des Ministeriums für soziale Fürsorge ,ein Vertreter der Kreise,
drei Vertreter der Arbeitgeber,
drei Vertreter der Arbeitnehmer .
Die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer rrnennl

das Ministerium für soziale Fürsorge .
8 11 -

Die Kosten der Verwaltung der OrtSsielle trägt die Ge¬
meinde. Die Kosten der Verwaltung der Bezirksstelle werden
auf die Gemeinden des Amtsbezirks nach dem Kreissteuer¬
kataster uingelegt . Tie Kosten der Verwaltung der Landes¬
stelle trägt , soweit sie nicht vonr Reich erstattet werden, di«
Staatskasse .

z 12.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in

Kraft .
Karlsruhe , den 19. November 1918.

Ministerium für soziale Fürsorge ,
gez . Schwarz .
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